Sehr geehrter Herr Präsident,
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Parlamentes,

Sehr geehrte Mitglieder der Regierung,

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

Diese Interpellation ist ausgelöst worden durch die Veröffentlichung eines Erlasses der Regierung der DG im Staatsblatt vom 27.September 2004, also vor 3 Wochen, folgenden Inhaltes, den ich wahrheitsgemäß zusammenfasse:

Die Regierung der DG  - Klammer auf: Hier folgt jetzt die Bezugnahme auf 4 Verfassungsartikel und auf Gesetze von 1973, 1983, 1989, 1993 und 1996, Klammer zu –

Die Regierung der DG, 

Auf Grund der Dringlichkeit, - Klammer auf: Durch die Berufung auf die Dringlichkeit wurde die eigentlich notwendige Überprüfung des Erlasses vor dem Staatsrat umgangen –Klammer zu-
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten, Minister für lokale Behörden,

Nach Beratung,

Beschließt -  also die Regierung der DG beschließt:
Den Mitgliedern der Regierung der DG wird in den Angelegenheiten für die sie auf Grund des Erlasses der Regierung vom 22. Juli 2004 ...zuständig sind, die Vollmacht erteilt, die Dekrete und Verordnungen anzuwenden, sowie die den Zuständigkeiten entsprechende Politik zu verfolgen.

Dazu gehört nicht, Erlasse mit Verordnungscharakter zu fassen,

dazu gehören wohl die Beschlüsse, die von den 4 Ministern gemeinsam zu fassen sind, u.zw. 

1. Die Gewährung von Subventionen und Dotationen und die Vergabe öffentlicher Aufträge im Rahmen der laufenden Ausgaben die 50.000€ übersteigen,

2. Die Gewährung von Subventionen und Dotationen und die Vergabe öffentlicher Aufträge im Rahmen der Kapitalausgaben die 150.000€ übersteigen, mit der Ausnahme von Zuschüssen und Ausgaben für Infrastrukturprojekte die schon im Infrastrukturplan vorgesehen sind, es sei denn, die vorgesehene Summe wird überschritten.
Klammer auf -  Frage: Nehmen wir an, ein großes Bau-Objekt in der DG würde teurer werden als die im Infrastrukturplan vorgesehene Höchstsumme, dann würde die Regierung also, vielleicht mittels Verschiebungen im Haushalt, das Projekt trotzdem verwirklichen können? Klammer zu
3. Die Gründungs-, Dezentralisierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen in Bezug auf 

     die öffentlichen und para- gemeinschaftlichen Dienststellen,
     Organisationen und Einrichtungen

4. Die Festlegung des Stellenplans des Ministeriums der DG

5. Die Zulassungen zur Probezeit, Ernennungen und Beförderungen des Personals der Stufe I im Ministerium der DG und die vertraglichen Einstellungen der Stufe I

6. Die statutarischen Bestimmungen einschließlich des Stellenplans aller öffentlichen Einrichtungen die der DG unterstehen
7. Der Beitritt zu privaten oder öffentlichen Vereinigungen und die Ernennung der Vertreter der Regierung in diesen Vereinigungen oder anderen privaten oder öffentlichen Organisationen die von der DG bezuschusst werden. 

      Klammer auf:  Mit Punkt 4-7 hat die Regierung sichergestellt,
     dass alle personellen Entscheidungen ausschließlich von ihr
     getroffen werden – dabei, sind doch gerade

     Personalentscheidungen, und in geheimer Abstimmung!, die
     ureigenste Zuständigkeit des Parlamentes?  Klammer zu
8. Die Abgabe von Gutachten, eines Berichtes oder Antrages an nationale, gemeinschaftliche, regionale, europäische oder internationale Behörden und Organisationen

9. Der Abschluss oder die Abänderung eines bilateralen oder multilateralen Abkommens

   10. Die Vorhaben in Bezug auf eine Zuständigkeitserweiterung der
         Gemeinschaft -  Klammer auf: Z.B. die Vorhaben im

         Zuständigkeitsbereich Landwirtschaft gehören also auch zum

         Machtbereich der Regierung? Klammer zu
  11.  Die Festlegung der allgemeinen Politik der Gemeinschaft  in
         inländischen und ausländischen politischen Gremien. – Klammer
         auf: Z.B. hat also der Minister für Unterricht und Ausbildung die 
         Macht festzulegen, ob in der DG die Rechtschreibreform steht
         oder fällt? Klammer zu
    Dann heißt es weiter,

Der Erlass der Regierung wird am 22. Juli 2004 wirksam. Die Minister sind, jeder in seinem Zuständigkeitsbereich mit der Durchführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.

Gezeichnet die 4 Minister

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Parlamentes,
Die Regierung hat sich also selber, in einem von ihr verfassten Erlass, umfassende Vollmachten erteilt und sich dann selber mit der Durchführung des eigenen Erlasses beauftragt. Man fühlt sich zurückversetzt, in einen Feudalstaat des Mittelalters.
Der VIVANT- Fraktion liegt eine Abschrift des Spezialgesetzes vom 8. August 1980 bezüglich der Gemeinschaften und der Regionen vor: Dieses Gesetz besagt, dass die Regierung und jedes ihrer Mitglieder vor dem Parlament Rechenschaft ablegen müssen. Die VIVANT- Fraktion erkennt in dem interpellierten Erlass den bereits vorher erfolgreich praktizierten und jetzt neuerlichen Versuch der Regierung, sich der ständigen Kontrolle durch das Parlament weitgehend zu entziehen und  sich selber eine umfassende Machtfülle zuzusprechen. 
Dass es auch anders geht, zeigt sich beim Dekret zur Regelung der Gemeindeaufsicht: Der Dekretentwurf der Regierung soll jetzt dem Parlament zur Debatte und Verabschiedung übermittelt werden.
Wenn die Parlamente, aus welchen Gründen auch immer, ihre progressive Entmachtung durch die Regierungen zulassen, dann führt das doch: 
1. zu dem wovor wir Angst haben müssen, nämlich, einer erschreckenden Machtfülle der Regierungschefs, so wie im Augenblick die unverantwortlichen Machtbefugnisse der Präsidenten in den USA und in Russland 
     2. zu einem Zustand, der bei den Menschen in Europa große
     Verdrossenheit auslöst, wenn das von den Bürgern direkt gewählte,
     legitimierte europäische Parlament dem künftigen
     Kommissionspräsidenten Barroso fast hilflos und entmachtet
     gegenüber treten muss.
     Das europäische Parlament hat noch nicht einmal die Macht, selber
     zu bestimmen, dass es auch einzelne Kommissare , die es für nicht
     qualifiziert erachtet, zurückweisen kann. Und
3. was in Belgien bei den Regierungen der Gemeinschaften, der Regionen und der Föderalregierung seit Jahren zu beobachten ist: Wesentliche und drängende politische Kursänderungen werden aus Gründen der internen Regierungsinteressen nicht durchgeführt.
Beispiele: 
. Die Abschaffung der Provinzstrukturen wird hinausgeschoben.
. Die Zusammenlegung von wallonischer Region mit französischer Gemeinschaft zwecks Abschaffung der doppelgleisigen Strukturen wird nicht vorgenommen.
 . Die unverantwortliche Schuldenpolitik mit ständiger Vergrößerung der öffentlichen Schuldenberge wird fortgeführt, vor dem Hintergrund personeller Verflechtungen der Regierungsmitglieder mit den privaten Institutionen 
. Das Verharren in überholten parteipolitischen Denkmustern mit der Folge verfehlter Politik auf vielen politischen Ebenen. Zum Beispiel, die Mitteilung im GE von heute: Während der Reichtum einer Minderheit in Belgien immer weiter ansteigt, leben bereits 13,5% der belgischen Bevölkerung an oder unter der Armutsgrenze!
. In der Deutschsprachigen Gemeinschaft schließlich, die Anhäufung von Ministerposten und die progressive Entmündigung des Parlamentes, auch bei uns die Anhäufung bzw. die Aufrechterhaltung des Schuldenberges der DG, sowie, zumindest bisher, die Missachtung der zwingenden gesamtgesellschaftlichen Prioritäten.
Zu den vier Ministerposten in der DG ist der Vergleich mit dem Erlass vom 14. Juli 1999  sehr aufschlussreich: Während die anderen Artikel weitgehend gleich geblieben sind, mit der Ausnahme einer Verdopplung der Summen über die ein Minister jetzt alleine verfügen darf, so wurde in 2004 der Artikel 5 aus der 
Fassung von 1999 kurzerhand gestrichen, u.zw. lautete Artikel 5: “Die Minister können, nach Absprache mit den übrigen Mitgliedern der Regierung, die ihnen übertragenen Entscheidungsbefugnisse an leitende Beamte der Stufe I der Dienste der DG übertragen.“ 
Es ist also überdeutlich: Der zusätzliche vierte Ministerposten und auch der dritte Ministerposten sind für unsere kleine Gemeinschaft  vollkommen überflüssig! Eine Gemeinschaftsministerin oder Minister und eine stellvertretende Gemeinschaftsministerin bzw. Minister wären die richtige Besetzung in der Exekutive! 
Das Parlament würde dann spezifische Bereiche an leitende Beamte der Stufe I in den Ministerien, d.h. an die Experten für den Bereich, 
zur Ausführung der parlamentarischen Dekrete und Erlasse,  delegieren. 
Werte Kolleginnen und Kollegen im Parlament,

Jede Einzelne, jeder Einzelne von Ihnen, ist persönlich für sich alleine verantwortlich für die Politik die hier in Eupen, hier in der DG gemacht wird. Verantwortlich vor ihrem eigenen Gewissen -  und unabhängig von Parteidisziplin und Fraktionszwang. 
Aber - dieser persönliche Gewissensentscheid kann sehr schnell auf Grund eben dieses Partei- Fraktions- und auch Öffentlichkeitsdrucks 
-  bei einer offenen Abstimmung - für viele Parlamentsmitglieder unmöglich werden. 
Deshalb hat die VIVANT- Fraktion eine Änderung der GO beantragt, die darauf abzielt, dass immer dann, wenn ein Parlamentsmitglied dies verlangt, eine geheime Abstimmung durchzuführen ist. 
Es liegt in Ihrer Hand, und auch dazu wird bereits ein persönlicher Gewissensentscheid notwendig sein, ob diese Änderung der GO vorgenommen wird.
Kritische, bzw. Zukunft bestimmende, Entscheidungen werden kurzfristig im Rahmen der Beschlüsse zu den Haushaltfragen unzweifelhaft anstehen, wenn es heißt, bereits beschlossene Infrastrukturmaßnahmen oder Dienstleistungsprojekte zurückzustellen, um an deren Stelle und mit den so freigemachten finanziellen Mitteln, unter Anderem, die notwendigen, Klima schützenden Maßnahmen in der Deutschsprachigen Gemeinschaft durchzuführen, und um den Schuldenberg, zeitlich angemessen, abbauen zu können.
Sehr geehrte Frau Ministerin Weykmans, sehr geehrter Herr Minister Paasch,
Bitte erlauben Sie Jemandem, der vor 11 Tagen das gesetzliche Rentenalter erreicht hat, sich noch kurz und direkt gerade an Sie zu wenden, als die, auf Grund des Alters, besonderen Vertreter der Generation seiner eigenen 4 Kinder:

Bereits ihre eigene Lebensqualität - und aber bestimmt die Lebensqualität und vielleicht sogar das Überleben Ihrer eigenen Kinder, so wie dasjenige meiner Enkelkinder, wird auch von den zu treffenden Maßnahmen abhängen, welche die Regierung der DG zum Schutz des Klimas in Ostbelgien beschließen wird. Die politischen Umstände haben Ihnen hierzu eine direkte Einflussmöglichkeit und eine direkte Verantwortung auferlegt. 
Sie sollten bedenken, dass Sie Beide, so Gott will, lange genug leben werden, um noch persönlich vor den kommenden Generationen Rechenschaft ablegen zu müssen, in Bezug auf die politischen Prioritäten, welche Sie während Ihrer Amtszeit als Minister unterstützt haben. 

Ich bitte nun die Regierung um Ihre Stellungnahme zu diesen Ausführungen, sowie zu den gestellten schriftlichen Fragen.

Die VIVANT-Fraktion behält dessen ungeachtet die Option aufrecht zu einer Initiative zwecks Abänderung einer Gesetzgebung, die möglicherweise zu offensichtlicher Selbstbenennung veranlasst, bzw. zu einer Initiative zwecks direkter Abänderung des vorliegenden Erlasses.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

St.Vith, den 15.10.2004
Dr. Joseph Meyer – Vorsitzender der VIVANT- Fraktion

